
D as Wort der letzten beiden 
Wochen heißt Finanz-

transaktionssteuer – ein heißer 
Kandidat für das Wort des Jahres. 
Ein Jahrzehnt hat es gedauert, bis 
über die „Spinneridee“ der ersten 
Attacies im Parlament abge-
stimmt wird. Die SPD ist sogar 
schneller als attac. Sie will 1 Mil-
lion Unterschriften für ein EU-
Bürgerbegehren zur Umsetzung 
der FTT sammeln. Gut so.

Und was wird jetzt aus attac? 
Für uns ist schon lange klar, dass 
die Probleme dieser Welt mit der 
Besteuerung der Finanztransakti-
onen nicht gelöst werden können. 
Aber – über die Tobinsteuer ha-
ben die Aktivisten zur Analyse 
der neoliberalen Globalisierung 
gefunden. „Die Menschen vor 
dem Profi t!“ ist zu einer der wich-
tigsten Losungen der Globalisie-
rungskritikerInnen geworden. 
Attac versteht sich als Bildungs-
bewegung. Zunächst geht es da-
rum, die Dinge im Globalisie-
rungsdschungel zu durchschauen, 
Zusammenhänge zu erkennen, 
MitstreiterInnen zu suchen. Dann 
kann eine Gruppe vor Ort Auf-
klärung und Bildung organisieren. 
Filmfestivals, Vortragsreihen, 
Straßenaktionen ... 

So möchten die Attacies die 
Möglichkeit eröffnen, sich über 
die komplexen weltwirtschaft-
lichen Themen und deren Bezug 
zum eigenen Alltag ein Bild zu 
machen. „Weil die Krise System 
hat“, so lautete der Untertitel des 
öffentlich wirksamen von attac 
initiierten Bankentribunals. Staat 
und Gesetzgeber sind über Jahre 
ihrer Verantwortung nicht nach-
gekommen. Die bestehenden Ge-
setze sich zur Eindämmung der 
Bankenkrise und ihrer noch zu 
erwartenden Folgen erweisen sich 
als völlig ungeeignet. Das Tribu-
nal wurde zum Ort für die Ausei-
nandersetzung mit den struktu-
rellen Ursachen der Krise und 
Alternativen zum System. „Eine 
andere Welt ist möglich!“ Dies ist 
das Thema von attac.

 Solveig Feldmeier
 Richard Schmid
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Von attac lernen, heißt Siegen lernen
Bundesregierung legt sich auf Finanztransaktionssteuer im Euroraum fest

neuland IPolitik | Kultur | Programm

F ast unbemerkt von den Me-
dien, die nur auf das guck-

ten, was der Bundestag am 21. 
Mai 2010 beschloss oder ab-
lehnte, erklärte Wolfgang Schäub-
le im Namen der Bundesregie-
rung und im ausdrücklichen 
Auftrag der Bundeskanzlerin, die 
Bundesregierung werde sich 
beim G 20-Gipfel im Juni für die 
Einführung einer internationalen 
Finanztransaktionssteuer einset-
zen. Sollte es dafür keine Zustim-
mung geben, werde die Regie-
rung sich um einen Konsens in 
der EU bemühen und - falls Lon-
don sich sperre - im Euroraum. 
So nachlesbar im Bundestagspro-
tokoll. Damit legt sich die Bun-
desregierung fest und bestätigt 
gleichzeitig, dass Attac Recht hat 
mit der Feststellung, dass die 
Einführung auch nur im Euro-
raum machbar und sinnvoll ist, 
was bisher als Unsinn bezeichnet 
wurde. Das ist ein bemerkens-
werter Erfolg für die Gründungs-
forderung von Attac und der 

globalisie-rungskritischen Bewe-
gung. Natürlich wäre ein aus-
drücklicher Beschluss des Bun-
destages wertvoller. Noch besser 
wäre ein Vorratsbeschluss in 
Form eines Gesetzesentwurfs des 
Bundestages, ähnlich wie ihn die 
französische Nationalversamm-
lung oder das österreichische 
Parlament schon vor Jahren 
fassten.  Danach sind diese und 
andere Länder bereit zur Einfüh-
rung, wenn andere Länder mit-
machen. Doch die Festlegung der 
Bundesregierung, die sie zu Pro-
tokoll gegeben hat, ist die Festle-
gung, die sich der Finanzstaatse-
kretär Österreichs in der Anhö-
rung des Finanzausschusses des 
Bundestages am 17. Mai 2010 via 
Videokonferenz als Durchbruch 
in Europa wünschte. 

Der jahrelange Kampf natio-
nal, mit den europäischen Attacs 
und NGOs und letzten Endes die 
Kampagne Steuer gegen Armut, 
in der Attac neben der Jesuiten-
mission, insbes. Jesuitenpater Jörg 

Alt  und dem DGB einer der tra-
genden Pfeiler ist und die von 60 
Organisationen getragen wird, 
haben sich ausgezahlt. Im Dezem-
ber 2009 haben mehr als 66.000 
Bürgerinnen und Bürger inner-
halb kürzester Zeit eine Online-
Petition des Bündnisses für die 
Einführung einer Finanztransak-
tionsteuer unterzeichnet. Europa-
weit haben die Forderung bereits 
mehr als 250.000 Menschen un-
terschrieben. Bei der Anhörung 
am Montag im Finanzausschuss 
waren mehrere Experten des 
Bündnisses vertreten.

Nun verlangen wir von der 
Bundesregierung, dass sie diese 
Erklärung energisch in die Tat 
umsetzt. Öffentlich haben wir 
erklärt, wir seien gern bereit, mit 
Frau Merkel und Herrn Schäuble 
über mögliche Wege zur Umset-
zung zu sprechen. 

Jetzt geht es er bis zum 20. 
Juni 2010 vor allem darum, für 
die internationale Unterschriften-
sammlung auf www.steuergegen-

armut.de möglichst viele Unter-
schriften zu bekommen. Jede und 
jeder ist aufgerufen, nach seiner 
eigenen Unterschrift, bei Freun-
den und Bekannten und über alle 
ihm (ihr) verfügbaren Adress-
listen für die Unterschrift zu 
werben, mit der die am G-20-
Gipfel teilnehmenden Staats- und 
Regierungschefs gedrängt wer-
den, eine internationale Finanz-
transaktionssteuer einzuführen. 
Je mehr Unterschriften zusam-
men kommen, desto größer der 
Druck auf die Staats- und Regie-
rungschefs keine faulen Kom-
promisse, z.B. Finanzaktivitäten-
steuer zu schließen, die eine Fi-
nanztransaktionssteuer nicht er-
setzen kann. Denn während letz-
tere alle Umsätze auf den Finanz-
märkten besteuert, erfasst erstere 
- so weit bisher zu sehen -nur die 
Gewinne und die Lohnsumme 
von Banken und einigen Institu-
tionellen Anlegern. Damit hat die 
vom IWF bevorzugte Steuer ein 
viel geringeres Aufkommen und 

dämpft auch nicht die kurzfri-
stigen Spekulationen, die sich so 
verheerend auswirken.

Der erste Teilerfolg darf uns 
nicht nachlässig werden lassen. 
Bis zur Einführung der Transak-
tionssteuer müssen wir alles, was 
möglich ist, mobilisieren. Denn 
nur danach kann das Geld für 
den Kampf gegen Hunger und 
Armut in der Welt und für den 
Klimaschutz eingesetzt werden.

 Detlev v. Larcher 

Im Internet: 
Informationen zur Kampagne 
„Steuer gegen Armut“
http://www.steuer-gegen-armut.org/ 
Internationale Unterschriften-
kampagne:
http://www.makefi nancework.
org/?lang=de
Attac-Seite zur 
 Finanztransaktionssteuer: 
http://www.attac.de/aktuell/fi nanz-
transaktionssteuer/startseite

V om 9.-11. April hat das 
globalisierungskritische 

Netzwerk attac in die Berliner 
Volksbühne zum Bankentribunal 
eingeladen. Schon zwei Wochen 
vor Veranstaltungsbeginn sind 
alle Karten ausverkauft. In etli-
chen Städten organisieren attac-
Gruppen „public viewings“ und 
verfolgen das Ereignis per Live-
stream auf der Leinwand.

Anders als einige andere Tri-
bunale der Zivilgesellschaft hat 
sich attac für eine starke Verteidi-
gung der Angeklagten entschie-
den und riskiert damit, bei ein-
zelnen Punkten nicht so über-
zeugend dazustehen, wie es ga-
rantiert gewesen wäre, wenn da 
niemand widersprochen hätte. 

Spannend wie ein Krimi
Das Tribunal ist ein Wochenende 
mit vielen Höhepunkten: Ge-
spannte Stille herrscht am Sams-
tag- nachmittag im vollbesetzten 
Theatersaal. Die berühmte Nadel 
wäre wohl zu hören gewesen, hät-
te sie jemand zu Boden fallen las-
sen. Der Journalist im Zeugen-
stand hat auf die Fragen im Kreuz-
verhör kühl und überzeugend 
geantwortet. Jetzt legt der Pfl icht-
verteidiger von Deutsche-Bank-
Chef Ackermann, der Wirt-
schaftsjounalist Wolfgang Kaden, 
nach: Die Bankenaufsicht Bafi n 
habe die Vorwürfe der Spekulati-
on von Banken gegen Griechen-
land geprüft und angesichts der 
geringen Dimensionen Entwar-
nung gegeben. Was der Zeuge da-
zu zu sagen habe? Der atmet 
durch, bevor er antwortet: „Ich 
bin nach Bonn gefahren und habe 
selbst bei der Bafi n nachgefragt. 
Der Beamte hat mir bestätigt, dass 
sie sich auf Zahlen gestützt haben, 
die auf einer freiwilligen Selbst-
auskunft der Finanzbranche ba-
sieren und die nicht zu überprüfen 
sind. Der Entwarnung ist nicht zu 
trauen.“ Als Harald Schumann 
darauf den Zeugenstand verlässt, 
bekommt er tosenden Applaus.

Emotionen und klare 
Argumente
Intensive Reaktionen des Publi-
kums begleiten den gesamten 
Prozess an diesem April-Wo-

chenende. Die fünf Richterinnen 
und Richter lassen den Saal den-
noch nicht räumen, Leidenschaft 
ist erlaubt. Dabei bleibt das Pu-
blikum fair, auch wenn die Ver-
teidiger unliebsame Dinge sagen. 

Bereits am Freitag Abend 
hatte Wolfgang Lieb von den 
„Nachdenkseiten“ als Auftakt-
redner den Teilnehmern einiges 
zum Weiterdenken auf den Weg 
gegeben. Die beiden Kabaret-
tisten Urban Priol und Georg 
Schramm heizten dem Publikum 
tüchtig ein. 

Dann der Verhandlungstag 
am Samstag - ein wahrer Mara-
thon: Zwölf Stunden lang wird 
über die Weichenstellungen, die 
zur Krise führten und die Ent-
wicklungen seitdem, debattiert. 
Kaum jemand verlässt zwischen-
durch den Saal, alle sind höchst 
aufmerksam. 

Weltweite Folgen – und das 
Nicht-Handeln der Politik
Nach der Aufarbeitung der Ban-
kenrettungswochen geht es in 
sechs parallelen Anhörungen um 
die Zerstörung von Lebens-
grundlagen durch die Krise am 
Beispiel des globalen Südens, der 
Demokratie, der Sozialen Siche-
rungssysteme, der Arbeitswelt, 
der Ökologie und der öffent-
lichen Haushalte. Folgen und 
Ursachen liegen nah beieinander: 
Die öffentlichen Kassen leiden 
nicht nur unter der teuren Krise, 
sondern sind auch wegen poli-
tisch beschlossenen Steuersen-
kungen leer. Diese Umverteilung 
von unten nach oben hat aber 
zugleich risikofreudigen Finanz-
jongleuren weiteres Geld in die 
Hände gespielt. Die Sozialkassen 
stöhnen über die Belastung durch 
zusätzliche Arbeitslose – die 
Teilprivatisierung der Altersi-
cherung in Form der Riesterren-
te hat aber dazu beigetragen, 
noch mehr Geld auf die Finanz-
märkte zu spülen und die solida-
rische Umlage-Finanzierung der 
Rente auszuhöhlen.

Intensiv befasste sich das 
Tribunal später mit der Politik 
der großen Koalition und der 
jetzigen Regierung seit dem 
Ausbruch der Krise. Die Anklä-

ger machten beide für mangeln-
de Ursachen-Bearbeitung der 
Krise verantwortlich. Als Zeu-
gen sprechen Sven Giegold und 
Harald Schumann und unter-
streichen eine vernichtende Bi-
lanz: Es fehlt den politisch Ver-
antwortlichen am Willen, die 
Finanzmärkte wirklich an die 
Kette zu legen und gezielt zu 
schrumpfen.

Am Urteil scheiden sich 
manche Geister
Am Sonntagmorgen verkündete 
die Jury nach durchwachter 
Nacht das Urteil. Während eini-
ge Zeitungen schon die Tatsache, 
dass es ein Urteil gab, für eine 
Dreistigkeit attacs halten, bekla-
gen andere, dass der Spruch keine 
harten Strafen für die Angeklag-
ten beinhalte. 

Dabei gelang es den Richtern 
und Richterinnen zweifelsohne 
das Urteil klug zu formulieren. 
Es stellt die politische Verant-
wortung für die Krise mit klaren 
Worten fest und belegt anhand 
gut dargestellter Beispiele. Es en-
det mit Forderungen, die Grund-
lagen für die weitere kritische 
Arbeit sein können.

Das historische Verdienst des 
Tribunals liegt nicht im Urteil, 
sondern darin, dass es überhaupt 
stattgefunden hat; darin, dass 
überhaupt festgestellt wurde: Es 
gibt persönliche Verantwortung; 
die Angeklagten hatten einen 
Handlungsspielraum; nichts, was 
geschah, war alternativlos. 

Möglicherweise ist einigen gar 
nicht klar, dass das Bankentribu-
nal kein Theaterstück war, das je-
mand zuvor geschrieben hatte, 
inklusive eines erfundenen Ur-
teils. Ein solches hätte sicher an-
ders ausgesehen. Aber das Urteil 
wurde von den durch attac einge-
ladenen Richtern gefällt.

Ein drakonisches Urteil, das 
von Einzelnen im Nachhinein ein-
gefordert wurde, wäre Gefahr ge-
laufen, die gesamte Veranstaltung 
zu entwerten. Hätte bei einer 
„Haftstrafe für Merkel“ doch 
Jede/r gewusst, dass attac nicht 
die Handschellen klicken lassen 
kann. Auch „Hartz IV“ für Josef 
Ackermann wäre ein folgenloser 
Spruch geblieben. Ein Urteil zu 
verhängen, das durchzusetzen das 
Tribunal nicht in der Lage ist, hät-
te die gesamte Veranstaltung 
schlicht als Theater abgewertet.

Die Systemfrage nicht 
ausgeblendet
Ein Projekt wie das Bankentribu-
nal ist ein Balanceakt zwischen  
„Personenbezogenheit“ und „Sy-
stemfrage“. Die Vorbereitungs-
gruppe wollte das Tribunal, den 
qualifi zierten Streit, die Wider-
worte, die Kreuzverhöre. Und 
dennoch achteten alle Beteiligten 
darauf, Beiträge zu leisten, die zu 
einem Verständnis für systemische 
Ursachen des Schlamassels füh-
ren. Eine Fixierung auf einen oder 
wenige „Oberbösewichter“ war 
nicht im Interesse von attac. So 
gesehen ist der vielleicht spontan 
nahe liegende Ruf nach einem 
harten Urteil gar nicht radikal, 
sondern kontraproduktiv.

Um vom Zuhören zum Han-
deln zu kommen, fand am Sonn-
tag das Bankentribunal seinen 
Abschluss mit dem Forum der 
Alternativen. Die begonnene 
Strategiedebatte wird in den fol-
genden Monaten weitergeführt – 
unter anderem bei der attac-Som-
merakademie in Hamburg. 

 Jutta Sundermann 

www.attac.de/aktuell/krisen/

Das attac-Bankentribunal
Eine Nachlese

© Klaus Ihlau, attac



 kontakt: richard@attac.deneuland

M oment ‚mal: Wollten wir 
privat sein?! Unsere So-

zialisation … wollten wir die in 
den direkten Zusammenhang mit 
der ufo-Universität bringen? Nun 
gut. Alles auf Start: Wir. Wir – in 
loser Gruppe und ganz basisde-
mokratisch – sind gestartet um 
herauszufi nden, ob es die Not 
und ob es die Möglichkeiten gibt, 
Freiräume zu erkämpfen. Ob wir 
es wollen, wollen müssen oder 
können. Zur Erinnerung: Gegen 
eine Ökonomie, die mich zur 
Lohnarbeit überredet, einen Staat 
und seine Staatsbürger, die cho-
risch einstimmen und wo der 
Größte alles mit seinem Knüppel 
dirigiert. Wo ich eine Arbeit habe, 
die mein Glück und meine Selbst-
fi ndung, sein darf, die nur leider 
kein Einkommen bringt. Gegen 
eine Medienöffentlichkeit, die 
mir erzählt, dass die Griechen nur 
„ihre Hausaufgaben nicht ge-
macht haben“ und dass der Laden 
hier schon in Ordnung geht. Ge-
gen das Gequatsche von Identität, 
das mich überreden will, hier im 
chronisch unterfi nanzierten und 
strukturschwachen Bundesland 
zu bleiben, wo ich kein Geld ver-
dienen müssen-kann, müssen-
darf, gesegnet-sein-soll. Gegen 

eine Identität von und mit Leu-
ten, mit denen ich nichts teile, au-
ßer dass sie auf Arbeit, im Kran-
kenzimmer und in der Warte-
schlange für den nächsten Krisen-
rabatt neben mich gestellt worden 
sind. Gegen die Standort-Kon-
kurrenzlogik eines Bundeslandes, 
in dem ich früher aufstehen muss. 
Und gegen eine Menge anderes 
Zeug, das gegen mich ist und ge-
gen mich verwendet wird. Soviel 
Gegen hätte doch ein schönes 
Für-Etwas ergeben können, sol-
len, dürfen.

Die ufo-Universität-Gruppe 
hat sich nunmehr fast in Wohlge-
fallen aufgelöst – zu groß schei-
nen die Anforderungen an die 
Teilnehmenden, neben Universi-
tät, ARGE-Terminen oder Vor-
bereitung auf das Studium, Prak-
tikum, Job und einem Haufen 
anderer guter Projekte noch hier-
her zu fi nden. Zu klein scheint 
die in vielen Stunden gemeinsam 
freigelegte bzw. erarbeitete Basis, 
um Projekte umzusetzen, die Be-
stehendes in Frage stellen und 
Neues antizipieren. Und zu we-
nig Erfahrung haben ‚die Macher’ 
in eben jenen Gruppenprozessen. 
Wir konnten es nur vorschlagen 
– „Scheitern“ war geplant. 

Aber hey! Alles auf Start: Wir. 
Wir sind Stehaufmännchen des 
Projekt-Managements, nimmer-
satte Öffentlichkeitsarbeiter … 
für den guten Zweck. Neues For-
mat, neue Wege. Zur Not mittels 
aggressiver Akquise, zur Not in 
überregionalen Zeitungen. Hin-
kommen, hinhören, hinempfeh-
len: Am 1. Juni senden wir einen 
halbtägigen Stadtrundgang an-
lässlich der Internationalen Bau-
ausstellung IBA 2010, die Sach-
sen-Anhalt beglückt, und dabei 
auch Halle, in der die ufo-Uni-
versität wirkt. ‚Identität’ – ja, 
auch hier – gilt der IBA als Stand-
ort-Verpfl ichtung. Und der Wett-
kampf der Standorte steht dabei 
im offensichtlichen Widerspruch 
zu einer wirtschaftlichen ‚Solida-
rität’ der EU-Regionen. Warum, 
so fragen wir uns weiter, ist der 
Widerpart zu einer subventions-
gestützten und als frei be-
haupteten Ökonomie nicht die 
radikale Infragestellung marktaf-
fi ner Denkweisen, sondern nur 
massenweiser, durch Fotowände 
aufgehübschter Leerstand? Für 
diesen Fragenmarsch kooperieren 
wir mit dem halleschen Freien 
Radio CORAX, das uns beste 
Funktechnik zu bester Sendezeit 

anvertraut. Mittels dieser Technik 
sind wir mobil, werden, während 
wir die Stadt erschleichen, mit 
Fremden, Freunden und Fach-
frauen ins Gespräch kommen. 

Außerdem gibt es Themena-
bende: Einer wird sich mit dem 
erstarkenden Nationalen in der 
Kunst beschäftigen, ein anderer 
mit der Frage, wie man sich als 
Kultur-AkteurIn gegen die Pro-
blemgelage globaler Standort-
wettkämpfe um begrenzte Inve-
storengelder und Ressourcen 
durchsetzen kann, ohne bloß 
Staffage für die sektorale Hier-
Bleiben-Standort-Stärken!-Lo-
gik der Bundesländer und ihrer 
Institutionen zu sein. 

M it dem kleinen und illus-
tren ufo-Universität-Fe-

stival vom 14. bis 24. Juli werden 
wir die Anregungen, die wir in 
der Gruppenarbeit bekommen 
haben, aufgreifen und in Koope-
ration mit anderen AkteurInnen 
in Halle umsetzen. Warum nicht 
im Kiosk der Familie Fleischer 
Straßenseminare zum Thema 
Zinswirtschaft abhalten? Warum 
nicht die Sprache als Herrschafts-
instrument auf die Tagesordnung 
setzen und gemeinsam Praxen 

schaffen, die das durchbrechen. 
Also warum nicht einen längst 
überfälligen Leitfaden entwi-
ckeln, mittels dessen man das Po-
litikdeutsch in Rhetorik der Mo-
ral, der Sache und der Meinungen 
sondieren kann? Warum nicht 
einladen, öffentliche Kunst- und 
Kulturförderstrukturen, die in 
Sachsen-Anhalt nicht notwendig 
vor Hartz IV bewahren, hinter-
fragen und mit ExpertInnen da-
rüber diskutieren? Warum nicht 
Gegenplakatieren zu Gentrifi zie-
rung, Mietspiegel und der Praxis 
kommunaler Firmen? Und wa-
rum nicht nebenbei Partys feiern, 
Experimentelle Musik machen 
und hören, gute Filme schauen 
und diskutieren? Alles, liebe Le-

ser, aktualisiert unter www.ufo-
universitaet.de. 

Was aus Sebastian und Stef-
fen wird, wenn es die ufo-Uni-
versität nicht mehr gibt, wissen 
wir nicht. Alles auf Start: Steffen 
wird wahrscheinlich sein Dokto-
randen-Studium schmeißen, an 
der Schengen-Grenze Hot-Dogs 
an Flüchtlinge aus Afrika und 
zeitweise eine Träne an Chantal 
Mouffe verschenken. Sebastian 
wird aller Voraussicht nach eine 
Professur an der HartzIV-Aka-
demie annehmen und dort die 
nächste Bankenkrise verhindern, 
ääh: bauen.

 Steffen Hendel & 
 Sebastian Löwe

II

Nicht nur meckern, sondern anders machen
Kunstprojekt zu Weltverbesserung und Utopie

D ie Ruhe vor dem Sturm“, 
so hieß eine vom Friedens-

kreis Halle und der Böll-Stiftung 
initiierte Veranstaltung zur Be-
trachtung der derzeitigen gesell-
schaftlichen Situation. Steffen 
Hendel und Sebastian Löwe fi elen 
mir auf durch ihr beherztes Ein-
treten für einen generellen Wandel 
in unserer Einstellung zur Arbeit.

Es ist ein kalter Mainachmit-
tag. Die Temperatur in dem ehe-
maligen Ladenlokal im Erdge-
schoss des sanierungsbedürftigen 
Altbaus lädt nicht gerade zum 
gemütlichen Plausch ein. Den-
noch werden wir hier mehr als 
zwei kurzweilige Stunden ver-
bringen. Sebastian springt zum 
Bäcker gegenüber – ein Standort-
vorteil. Steffen bereitet den Kaf-
fee. Ich erfahre, dass die beiden 
zwar das Projekt, aber nicht den 
Namen ufo kreiert haben. Der ist 
abgeleitet von der ehemaligen 
Galerie im Hause. Die Räume 
wurden von der Halleschen 
Wohnungsbau Gesellschaft ange-
mietet.  Schön wäre es, wenn 
auch der freie Platz vor dem La-
den genutzt werden könnte. Der 
allerdings ist schon wieder öf-

fentlicher Raum. Um hier was 
veranstalten zu können, bedarf es 
der Genehmigung durch das 
Ordnungsamt. Sebastian, der 
junge Mann mit der strengen 
Brille im schalkhaften Gesicht 
erzählt in der für ihn typischen 
ironischen Art von den Erlebnis-
sen mit dem Amtsschimmel. 

Im Gespräch wird mir schnell 
klar, die beiden Aktivisten sind in 
erster Linie Kreative, Künstler. Sie 
jonglieren mit Worten, werfen 
sich gegenseitig die Bälle zu, ab 
und an krieg ich auch einen zum 
Fangen. Ihr halbjähriges Vorha-
ben deklarierten und starteten sie 
als Kunstprojekt. Ihr Anliegen ist 
es jedoch, die hermetische Tren-
nung zwischen Kunst, Wissen-
schaft, Politik und Leben aufzu-
hebeln. Im Kleinen ausprobieren 
was innerhalb unserer gesamten 
Gesellschaft passieren müsste. Die 
ufo-Universität versteht sich als 
ein Forum für Bildung, Diskussi-
on und Konfrontation. Sebastian 
sagt: Kunstprojekte geben sich 
häufi g auch politisch, treffen poli-
tische Aussagen, hören jedoch da 
auf, wo Kritik an Herrschaft an-
fängt weh zu tun. Die Kritik be-

läuft sich darauf, dass ein Problem 
gespiegelt wird. Kunst bleibt ohne 
Urteil bzw. bleibt im ästhetischen 
Urteil stecken. Damit ist Kunst 
nicht diesseitig, nicht politisch 
und historisch. Kunst sagt, sie sei 
politisch, erhält aber den Status 
Quo – setzt nicht auf Kritik und 
Veränderung. Das Kunstwerk lebt 
sozusagen im Meckern über die 
Kunst. Wir wollen nicht nur me-
ckern, sondern ausprobieren, es 
anders zu machen. Wir wollen auf 
den Tisch hauen.

Den Initiatoren der Ufo-Uni-
versität geht es um nichts weniger 
als die Re-Politisierung der Öf-
fentlichkeit. Dabei betrachten sie 
sich selbst als Suchende und be-
greifen den von ihnen angesto-
ßenen Prozess in erster Linie als 
gemeinsame Bildungsarbeit. 30 
Menschen unterschiedlichen Al-
ters und mit verschiedenem sozi-
alen Hintergrund sind der Einla-
dung zum Mitdiskutieren und 
Mitmachen bisher gefolgt. Außer-
dem werden thematische Veran-
staltungen angeboten. Besonders 
gut besucht war: Who’s afraid of 
Angst? Im Mittelpunkt stand da-
bei die mediale Erzeugung dieses 

Gefühls. Die jungen Leute wollen 
einen Rahmen für Gruppenarbeit 
bieten und sie auf eine solide er-
kenntnistheoretische Basis stellen. 
Einen Platz füllen, den Steffen 
„neue soziale Praxis“ nennt, für 
den es jedoch noch keinen Begriff 
gibt. Ziel der Auseinandersetzung 
ist, Methoden zu entwickeln, wie 
man sich mit Institutionen in der 
Öffentlichkeit auseinander setzt. 
Steffen ist der analytische, wissen-
schaftliche Kopf des Duos. Er be-
trachtet aus theoretischer Per-
spektive. Und ich habe Mühe, 
seine druckreifen, komplexen Ge-
dankengänge mitzuschreiben. Der 
Doktorand der Germanistik fas-
ziniert durch die Art und Weise 
seines Vortrages. Seine Augen 
leuchten, er lebt für die Sache, die 
er wissenschaftlich untersucht. 
Glücklicherweise übersetzt Seba-
stian, der „nicht untheoretisch, 
aber eher der alltagspraktische 
Typ“ ist. Da haben sich anschei-
nend zwei gesucht und gefunden. 
Wie kam es dazu?

S teffen ist Jahrgang 1976, Se-
bastian zwei Jahre jünger. 

Steffen hat als Pionier viel von 
der Wende mitgekriegt. Er 
stammt aus Senftenberg. Seine 
Eltern waren Chemiker in 
Schwarzheide, heute BASF. Er 
wuchs auf in einem wohlwol-
lenden, entspannten Elternhaus. 
Politisiert worden ist er über den 
Freundeskreis. Das „Theater der 
Bergarbeiter“ in seiner Heimat-
stadt spielte dabei eine große 
Rolle. Im Philosophiezirkel hat er 
Sartre,  Kirkegaard und Heideg-
ger  gelesen. Zum Studieren kam 
er nach Halle. Er absolvierte ein 
Lehramtstudium, Deutsch an der 
Uni und Kunst an der Burg Gie-
bichenstein. So fand er die per-
sönliche Verbindung zwischen 
Kunst und Wissenschaft. Seba-
stian wurde von seinen Eltern, 
beide Restauratoren, in Potsdam 
„staatsfern“ erzogen. 1986 ist der 
Vater „in den Westen abgehau-
en“. Ein Tadel in der Schule kam 
einer Adelung zu Hause gleich. 
Alles, was außerhalb der vier 

Wände schlecht war, war gut. 
„Besser kann man nicht versaut 
werden.“ meint er grinsend. Als 
Jugendlicher ist er Sprühen ge-
gangen. Aber auch in dieser Sze-
ne gab es Autoritäten und Kon-
kurrenzverhältnisse. Heute be-
zeichnet er das als „hierarchie-
gläubige Männerquatschschei-
ße“. Nach dem Abitur folgten 
drei Jahre Studium in Bochum: 
Medienwissenschaften und Ge-
schichte. Vor fünf Jahren zog er 
nach Halle um hier Medienkunst 
zu studieren. Nun schreibt er an 
seiner Diplomarbeit: „Kritik im 
Feld der Kunst“. Seine Politisie-
rung erfolgte über die Analyse 
und Diskussion des Internets.

Die Wege der beiden kreuzten 
sich an der Burg. Man kam ins 
Gespräch, entdeckte ähnliche 
Einstellungen, entwickelte Ideen 
und schließlich das Projekt. Wo-
gegen sie ankämpfen, ist die in 
den Medien- und Kulturwissen-
schaften als unumstößlich gel-
tende These, dass sich der einzel-
ne kein politisches Urteil mehr 
erlauben kann, weil die Wirklich-
keit zu komplex geworden ist. 
Auf der anderen Seite steht der 
Fakt, dass die  einzelne in der Öf-
fentlichkeit als für sich selbst ver-
antwortlich dargestellt wird. 
„Scheitern“ wird als persönliche 
Angelegenheit betrachtet, nicht 
als vom System ausgelöst. „Ich 
bin nicht die Ursache für meine 
Selektion.“ Dieser Gedanke soll 
thematisiert und refl ektiert wer-
den. Was hat das mit den Leuten 
aus der Kunst zu tun? Nach Mei-
nung meiner Gesprächspartner 
sehr viel. Deshalb waren sie auch 
begeistert, als sich unter den Stu-
denten der ufo-Uni eine Anzahl 
von Künstlern fand um die Dis-
kurse über Psychologie, Identität 
und Räume zu führen. Mittler-
weile sind alle Künstler abge-
sprungen. Sebastian sieht die Ur-
sache darin, dass sie „versaut von 
der Institution Kunst und nor-
miert durch den Kunstbetrieb“ 
seien. Die Leute von der Martin-
Luther-Universität dagegen, 
zeigten sich „fl exibler und pro-

duktiver, da sie in der Lage seien 
mit ihrem Status zu spielen.“ Uns 
wird täglich das Auskommen mit 
uns selbst gepredigt. Dabei leben 
wir in nicht gewählten Zwangs-
verhältnissen. Wir sind perma-
nent in der Pfl icht. Das kann 
nicht als Freiheit empfunden 
werden. Das arbeitet der Selbst-
bestimmung entgegen. Es gibt 
keinen Herrscher, aber entspre-
chende Strukturen in den Institu-
tionen und den ökonomischen 
Verhältnissen. Wir selbst treiben 
das System der Marktwirtschaft 
ständig weiter. 

Wo ist da ein Ausweg? „Den 
suchen wir ja. Jedenfalls nicht im 
Privaten! Und auch nicht im Äs-
thetischen!“ sind sich die beiden 
einig. „Es geht um Agitation und 
Organisation. Es geht darum, 
handlungsmächtig zu werden. Die 
Dinge verstehen, schafft Ruhe.“ 
wirft Sebastian ein. Wir brauchen 
einen Paradigmenwechsel. Weg 
von: Die Welt ist gut so, wie sie 
ist. Weg von der kompletten Ne-
gierung der ökonomischen Ursa-
chen und der Verteufelung von 
Kritik am System. Weg von Psy-
chologisierung statt Urteil. Weg 
von den Stammtischantworten. 
Kultur und Identität gehen nim-
mer der Politik voraus. Das K1-
Seminar hat uns die Augen geöff-
net! Was für ein Seminar? Na, 
Marx, Kapital: Band 1.

Ach so.
Bleibt nur noch der Traum. 

Steffen: „Ein Traum hört sich so 
an wie eine Wahrheit. Für die 
Gesellschaft habe ich die schon 
gar nicht. Darf doch irrational 
sein, oder? Ich möchte gern ein 
Knöpfchen drücken können und 
die Leute wieder haben, die einem 
weggestorben sind.“ Sebastian: 
„Ich würde ein Theaterstück ma-
chen wollen. Das umsetzen, was 
wir theoretisch erarbeiten.“ Das 
letzte Wort gehört Steffen: „Ich 
wünsche mir eine gerechte, parti-
zipatorische Art des Zusammen-
lebens. Die Aufhebung der Ver-
wurstung des Menschen.“         

 Solveig Feldmeier 

Die ufo-Universität ganz privat

© Solveig Feldmeier
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M ittwoch, 5. Mai, 14 Uhr. 
Ein kurzer Pfi ff. Ein klei-

ner Aufl auf. Zwei Dutzend junge 
Leute stürmen auf den Eingang 
der Deutschen Bank am Leip-
ziger Martin-Luther-Ring zu, 
bilden eine Schlange, als wollten 
sie Geld abheben. Dann kommt 
der Crash. Alle fallen um. Der 
Börsencrash in Leipzig. Eine 
kleine Flashmob-Aktion.

Die Botschaft dahinter ist 
weniger lustig: Am selben Tag 
waren die Griechen im General-
streik. Und im Bundestag ging es 
um die Unterstützung, die die 
Bundesrepublik leisten will zur 
Rettung der griechischen Zah-
lungsfähigkeit. 110 Milliarden 
Euro wollen der IWF und die eu-
ropäische Staatengemeinschaft 
aufbringen, um Griechenland aus 
der Misere zu helfen, 80 Milliar-
den davon die Europäer selbst. 
Ein Haufen Geld, den sich ein 
normaler Steuerzahler schon 
längst nicht mehr vorstellen kann. 
Aber: Es ist der Steuerzahler, der 
für die Summe gerade steht. Auch 
für diese Summe, muss man sa-
gen. Es ist ja nicht das erste Ret-
tungspaket, das die Bundesregie-
rung schnürt, um die schlimm-
sten Folgen der Finanzkrise zu 
verhindern.

Oder sollte man nicht doch 
besser aufhören von Finanzkrise 
zu sprechen, sondern eher von 
einem Pokerspiel reden, das 
munter weitergeht?

Die jungen Leute von Attac 
Leipzig, die den kleinen Flash-
mob vor der Deutschen Bank in-
szenierten, hielten weiße Schilder 
hoch: 28 Milliarden, 43 Milliar-
den, 22 Milliarden. – Es ist der 
Irrwitz der Rettungspakete, die 
auf einmal geschnürt werden. 
Obwohl die Länder schon unter 
Schuldenbergen stöhnen. Und 
dann wird einkassiert: Schulen, 
Kindergärten, Schwimmbäder. 

Und dann kommt das näch-
ste Schild in Aktion: darauf steht 
„Standard & Poors“. Die größte 
Rating-Agentur der Welt. Wie 
andere Rating-Agenturen nicht 
nur verantwortlich für die völlige 
Überbewertung der amerika-
nischen Immobilienpapiere vor 
dem Crash 2007. Und der Crash? 
Wer hat den ausgelöst? – Auch 
das waren die Rating-Agenturen, 
die die eben noch mit Bestnote 
bewerteten Papiere über Nacht 
zu Schrott erklärten. Was dann 
den Dominoeffekt auslöste an 
den Börsen ...

Oder?
Oder war es nicht, wie jetzt 

gerade in den Ermittlungen gegen 
die 2008 mit US-Steuergeldern 
gerettete Bank Lehman Brothers 
deutlich wird, der Auftakt zu ei-
ner ganz neuen Pokerrunde, mit 

der auf einmal unverhohlen gegen 
die eben noch bejubelten Papiere 
gewettet wurde? Dasselbe Spiel, 
das die Europäer staunenden Au-
ges verfolgen dürfen, seit die er-
sten Nachrichten über griechische 
Haushaltsschwierigkeiten lanciert 
wurden und die großen Rating-
Agenturen – auch Standard & 
Poors wieder dabei – gleich ein 
ganzes Land herabstuften zum 
Kandidaten für die „Zahlungsun-
fähigkeit“?

„Und es wird nicht bei Grie-
chenland bleiben“, befürchtet 
Mike Nagler, Leipziger Attac-
Mitglied und vor zwei Jahren 
Mitinitiator des Bürgerbegeh-
rens um die Leipziger Kommu-
nalunternehmen. „Es wird doch 
schon ganz offi ziell über den 
Dominoeffekt gesprochen. Nach 
Griechenland kommen Spanien 
und Portugal und Italien – und 
irgendwann ist Deutschland 
dran.“

Denn natürlich wird eine 
Volkswirtschaft zum Spielball 
der Märkte, wenn sie sich ver-
schuldet. Sie nimmt ja ihre Schul-
den nicht bei Mister X auf, son-
dern bei den großen Banken. 
Auch die Deutsche Bank ist fl ei-
ßig beteiligt an den Griechenland 
gewährten Krediten.

„Die haben auch jetzt beim 
Wetten gegen Griechenland or-
dentlich verdient“, sagt Nagler. 
„Nur an der Rettung beteiligen 
sie sich nicht wirklich. Was die 
Banken da versprochen haben, ist 
lächerlich. Die Zeche muss wie-
der der Steuerzahler bezahlen. 
Niemand sonst.“

Was auch nicht neu ist. Auch 
die Rettungspakete von 2008 und 
2009 bezahlt der deutsche Steu-
erzahler. Sie tauchen sämtlich in 
der Staatsverschuldung Deutsch-
lands wieder auf, die mittlerweile 
weit über 1,7 Billionen Euro liegt. 
Geld, das die Bundesrepublik, 
die Bundesländer, Kommunen 
und öffentlichen Institute wieder 
eben jenen Banken schulden, die 
am großen Finanzpoker jedes 
Mal beteiligt sind. Die Folgen der 
„Finanzkrise“, die keine Krise 
ist, sondern eine gewaltige Um-
verteilung, stehen in den Schuld-
büchern der Staaten. 

„Europa fürchtet den Schul-
den-Schock“, titelt Spiegel On-
line. Und hat Recht damit. Denn 
das, was jetzt in Griechenland 
geschieht, bedroht jedes Land 
der Welt. Manche haben es schon 
erlebt, wie das ist, bis zur Insol-
venz hinuntergezockt zu werden. 
Argentinien ist dieser Tage in al-
ler Munde. Und die Europäer er-
fahren nun, dass das längst kein 
Alarmszenario mehr für ein Land 
in Lateinamerika ist. Es passiert 
mitten in der wohlhabendsten 

Region der Welt. Und das nicht 
nur, weil die Griechen über ihre 
Verhältnisse gelebt haben. Mit 
ihren Schulden haben sie sich an-
greifbar gemacht. Ihre Kredite 
werden auf den Finanzmärkten 
gehandelt – genauso wie die 
Schrott-Immobilien-Papiere Ma-
de in USA vor drei Jahren. Ge-
nauso wie die CDOs, die ein völ-
lig vom Größenwahn befallener 
Wasserwerke-Geschäftsführer 
eingekauft hat. Der Schrott ist 
Gold wert – nur nicht für den, 
der ihn besitzt. Sondern für den, 
der dagegen wettet. 

Und das hat mit Geschäfts-
methoden zu tun, die in den letz-
ten 30, bald 40 Jahren Stück für 
Stück ihren Weg in die Praxis der 
weltweit agierenden Banken ge-
funden haben. Stück für Stück 
haben sie jede Kontrolle abge-
streift, wurden Wetten auf Ak-
tien- und Währungskurse genau-
so zugelassen wie völlig undurch-
sichtige Fonds, die mit gelie-
henem Geld die Märkte zum 
Taumeln bringen konnten. Und 
seit dem Crash von 2008 verhan-
deln die Regierungen der großen 
Staaten vergeblich, den Finanz-
märkten endlich Zügel anzulegen 
und Regeln einzuführen.

Attac ging in den 1990er Jah-
ren an den Start, um den Finanz-
märkten wenigstens eine winzige 
Abgabe aufzuerlegen, die die 
Spieler auf den Märkten zu einer 
kleinen Beteiligung an der Risi-
kovorsorge zwingen sollte, die 
genau solchen Crashs vorbeugen 
sollte, die jetzt Länder wie Grie-
chenland bedrohen. Tobin-Steuer 
nennt sich das Regulativ, Finanz-
transaktionssteuer. „Eine ganz 
geringe Steuer, die aber genau 
die se Wetten auf den Finanzmär-
kten unattraktiv macht“, sagt 
Mike Nagler.

Und was sagt die Bundes-
kanzlerin, die im Bundestag Zu-
kunft beschwört und den Steuer-
zahler schon einmal aufs Zahlen 
vorbereitet? – Sie hält die FTT 
für nicht durchsetzbar. Der IWF, 
der Internationale Währungs-
fonds, habe davon abgeraten, sagt 
sie. Jener IWF, der seit Jahr-
zehnten nur zwei Ziele verfolgt: 
die Abschaffung aller Handels-
beschränkungen und die Elimi-
nierung aller Devisenkontrollen. 
Land um Land, das ihn um Hilfe 
angerufen hat, hat er zu „Re-
formen“ gezwungen – Reformen, 
die in einer radikalen Privatisie-
rung der Wirtschaft bestehen und 
in dem, was auch die FDP gern 
eine „Verschlankung des Staates“ 
nennt: ein Zurückschneiden der 
staatlichen und sozialen Sy-
steme. 

 Ralf Julke 

D ie Nachhal-
tigkeit trat in 

Schüben in mein Leben. 
Ich esse gern. Besonders gern 
esse ich gut. Und deshalb ist es 
kein Wunder, dass die Nachhal-
tigkeit über meinen Bauch Zu-
tritt bei mir fand. Wobei ich 
nachhaltig für eine unpassende 
Übertragung des schwer zu 
übersetzenden, aus dem Eng-
lischen stammende „sustainable“ 
halte. Rücksichtsvoller, respekt-
voller, liebevoller Umgang mit 
natürlichen Produkten und En-
ergie, der zudem noch lange vor-
hält, das trifft es eher und eini-
germaßen.

Doch zurück zu dem Ess-
erlebnis der besonderen Art. Es 
muss 1981/82 gewesen sein. Ich 
war wie so oft in meinem Leben 
prekär beschäftigt, obgleich das 
damals noch nicht so hieß und 
sich auch nicht ganz so prekär 
anfühlte wie heute. Mein Chef, 
Europaabgeordneter der Grü-
nen in Schleswig-Holstein, Bio-
gärtner und Orchideenfreak 
hatte mich zum Essen bei sich 
zu Hause eingeladen. Was es 
gab, weiß ich nicht mehr – aber 
es hat wunderbar geschmeckt 
und war erstaunlicherweise Voll-
wertkost. Bis dato hatte ich die 

Öko-Fraktion bei den Grünen 
immer mit Argwohn betrachtet. 
Als Sohn der Aufklärung wollte 
ich mit den boden- und heimat-
verbundenen, selbst gestrickte 
Socken tragenden Biobauern, 
denen rechte Ideologien anhaf-
teten, nichts zu tun haben. Aber 
das Essen überzeugte. Ich be-
gann genauer hinzusehen – auf 
die Ökos, ihre Produkte und ih-
re unterschiedlichen politischen 
Ansätze.

Den nächsten Schub bekam 
ich durch Windkraft. Bei der Be-
sichtigung der ersten Windräder. 
Damals eigenhändig von einzel-
nen verrückten Dänen zusam-
mengeschraubt. Mich ergriff Be-
geisterung für die Idee, Strom 
selbst zu erzeugen und damit 
unabhängig von Konzernen zu 
werden. Zu einem eigenen Wind-
rad habe ich es noch nicht ge-
bracht. Aber immerhin gibt es 
auf dem Dach meines Wohn-
hauses eine Solaranlage, die mir 
heißes Wasser liefert.

Ich bin ein Autonarr. War 
stolzer Besitzer eines NSO, drei 
VW-Käfern, einem Matra-Sport-
wagen, Mercedes-Taxi, Simca 
und Chrysler, nach einander 
versteht sich. Es muss 1988 ge-
wesen sein, als ich mein letztes 

eigenes Auto, einen VW-Bus mit 
Holzinnenverkleidung, ver-
schenkt habe. Das war in Han-
nover und ich empfand es als 
Befreiung. Die unseelige Park-
platzsuche in der Nordstadt hat-
te sich für mich erledigt. Abge-
sehen von einem zweijährigen 
Intermezzo mit dem von Papa 
geerbten Mercedes bin ich mit 
den Öffentlichen insgesamt 
recht weit gekommen. Um Fahr-
ziele zu erreichen, welche vom 
Regionalverkehr nur noch spo-
radisch bedient werden, bietet 
eine Teilauto-Mitgliedschaft at-
traktive Möglichkeiten. Ich kann 
täglich zwischen mehr als 
fünfundzwanzig Fahrzeugtypen 
wählen. Von Smart bis Renault 
Grand Scènic. Passend zur Gele-
genheit.

Im Ökodorf Siebenlinden ist 
das Ziel ein nachhaltiges Leben. 
Was ist das? Meine Antwort: Seit 
5 Jahrtausenden heißt es: Macht 
Euch die Erde untertan, damit 
ihr von der Natur weniger ab-
hängig seit. Dafür sind wir Men-
schen mehr von einander abhän-
gig denn je. Nachhaltigkeit 
bringt uns in Einklang mit der 
Natur und uns selbst.

 Richard Schmid 

Flashmob vor Deutscher Bank 
Leipzig protestiert gegen „Verleihe und verängstige“ Die Entdeckung 

der Nachhaltigkeit
Rücksichtsvoll, respektvoll, liebevoll
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neuland dokumentiert:
Das Urteil im attac-Bankentribunal

Die nächste Ausgabe erscheint 
am 28.05.2010.

Die normativen Grundlagen 
des Urteils
Das Bankentribunal heute steht auf 
den Schultern großer Vorgänger. Die 
nach Bertrand Russel benannten Tri-
bunale waren gesellschaftliche Ge-
richte gegen den Vietnamkrieg, gegen 
die Militärdiktaturen und die wirt-
schaftliche Ausbeutung in Lateina-
merika, gegen Menschenrechtsverlet-
zungen in Deutschland, gegen den 
Völkermord an den Indianern, gegen 
Menschenrechtsverletzungen in der 
Psychiatrie. Danach gab es Tribunale 
zu Menschenrechtsverletzungen an 
Völkern und Minderheiten, zu völ-
kerrechtswidrigen Kriegen, zur Ge-
walt gegen Frauen und zur Umwelt-
zerstörung und Wasserverschmut-
zung. Unser Bankentribunal ist kein 
staatliches Gerichtsverfahren, kein 
Strafrechtsprozess, kein Zivilrechts-
prozess. Dieses Tribunal ist ein zivil-
gesellschaftliches Gerichtsverfahren. 
Es werden Anklageschriften vorgele-
sen, die Argumente der Verteidigung 
gehört, Sachverständige und Zeugen 
befragt und es wird ein Urteil ge-
sprochen. Dieses Urteil ist ein Zei-
chen zivilgesellschaftlichen Protests.

Was sind die normativen Grund-
lagen des Gerichtsverfahrens und des 
Urteils? Das Gericht orientiert sich 
an der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte von 1948 – das sind 
politische Beteiligungsrechte, wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle 
Anspruchsrechte und freiheitliche 
Abwehrrechte. Das Grundgesetz 
erklärt die Bundesrepublik zum de-
mokratischen und sozialen Bundes-
staat, in dem das Eigentum verpfl ich-
tet, dessen Gebrauch zugleich dem 
Wohl der Allgemeinheit dienen soll, 
das den Staat zum Schutz der natür-
lichen Lebensgrundlagen verpfl ichtet.

Der Spruch
Die Jury kommt zu der Überzeu-
gung, dass die Finanzkrise nicht wie 
eine Naturgewalt über die deutsche 
Wirtschaft hereingebrochen ist. Es 
gibt klare Verantwortliche. Dazu ge-
hört die Politik, hier vertreten durch 
Bundeskanzler Gerhard Schröder 
und Bundeskanzlerin Angela Merkel. 
Die Jury widerspricht den Banken, 
hier vertreten durch Deutsche Bank-
Chef Josef Ackermann, sie seien nur 
„Getriebene der Märkte“. Vielmehr 
haben sie durch ihr bedenkenloses 
Gewinnstreben den Grundsatz grob 
verletzt, dass „Eigentum verpfl ich-
tet“ und auch dem Wohl der Allge-
meinheit zu dienen hat.

Die Bewertung der 
Beweisaufnahme
Die Jury hat sich bei der Beweisauf-
nahme von drei zentralen Fragen lei-
ten lassen: Welche Rolle spielte die 
Verteilungspolitik bei der Entstehung 
von Finanzblasen? Welche Defi zite 
gab es bei der Regulierung der Fi-
nanzmärkte? Und auf wen wurden 
die Kosten der Finanzkrise abge-
wälzt? In der Chronologie der Ereig-
nisse ergab sich dabei folgende Be-
wertung: Der Regierung Schröder ist 
vorzuwerfen, dass sie die Spreizung 

der Eigentums- und Vermögensvertei-
lung verschärft hat. So wurden die 
Arbeitsverhältnisse systematisch ent-
riegelt - durch das Beschäftigungsför-
derungsgesetz, das Leiharbeits-, Zeit-
arbeits- und Befristigungsgesetz sowie 
durch Hartz IV. Das Resultat sind 
sinkende Löhne und ein kontinuier-
lich wachsendes Armutsrisiko. Zudem 
wurden die sozialen Sicherungssy-
steme teilprivatisiert und den Interes-
sen der Finanzwirtschaft ausgeliefert. 
Hinzu kam, dass Spitzenverdiener 
und Kapitaleigner steuerlich stark 
entlastet wurden: Der Spitzensteuer-
satz wurde von 53 auf 42 Prozent ab-
gesenkt, die Körperschaftsteuer von 
40 auf 25 Prozent reduziert.

Darüber war es der Regierung 
Schröder ein Anliegen, der Finanz-
platz Deutschland aufzuwerten. Da-
her wurden Kapitalbeteiligungsfonds 
für breite Bevölkerungsschichten 
geöffnet sowie Hedgefonds in Form 
Dachfonds zugelassen. Finanzinve-
storen wurden als Vermögensverwal-
ter deklariert und steuerlich privile-
giert behandelt. 

Der großen Koalition, hier ver-
treten durch Bundeskanzlerin Angela 
Merkel und Ex- Finanzminister Peer 
Steinbrück, sind bei der Bankenret-
tung gravierende Fehler unterlaufen.

Der derzeitigen Regierung, ver-
treten von Bundeskanzlerin Angela 
Merkel, ist anzulasten, dass noch im-
mer keinerlei Regulierung der Finanz-
märkte erfolgt ist. Stattdessen fi nden 
schon wieder Spekulationsgeschäfte 
in gigantischem Ausmaß statt – vor 
allem mit Währungen, Staatsanleihen, 
Derivaten, Rohstoffen und Aktien. 
Die Gefahr ist unübersehbar, dass 
sich erneut Blasen an den Finanzmär-
kten bilden. Ein zweiter Crash ist 
nicht auszuschließen.

Allerdings ist der Einwand der 
Verteidigung zu würdigen, dass die 
Kanzlerin auf die Stimmungs- und 
Debattenlage in Deutschland Rück-
sicht nehmen muss. Zudem sind die 
Einfl ussmöglichkeiten Deutschlands 
in internationalen Gremien begrenzt. 

Dem Chef der Deutschen Bank, 
Josef Ackermann, ist anzulasten, dass 
er seine gesamtwirtschaftliche Verant-
wortung nicht wahrnimmt und sich 
darauf beschränkt, die Gewinnmög-
lichkeiten seiner Bank zu maximieren.
Ackermanns volkswirtschaftliche 
Verantwortung ergibt sich bereits aus 
seinen Funktionen: Er ist Vorsitzen-
der des internationalen Bankenver-
bandes und Vorstandsmitglied des 
deutschen Bankenverbandes. Vor 
allem aber ist die Deutsche Bank so 
groß, dass sich daraus automatisch 
eine Verpfl ichtung ergibt, an das ge-
samtstaatliche Gemeinwohl zu den-
ken. Die Deutsche Bank hat eine Bi-
lanzsumme von 2,1 Billionen Euro 
– was knapp dem deutschen Inlands-
produkt entspricht.

Während des Tribunals erfolgte 
auch eine Beweisaufnahme zum The-

ma Griechenland statt und inwieweit 
die Banken von dem drohenden 
Staatsbankrott profi tieren. Die Jury 
schlägt vor, hierzu kein Urteil zu fäl-
len, weil es sich erstens um einen 
noch laufenden Prozess handelt und 
zweitens keinerlei belastbare Beweis-
mittel vorlagen. Allerdings nimmt die 
Jury die Hinweise des Zeugen Schu-
mann sehr ernst, dass sich die Fehler 
bei der HRE-Rettung wiederholen 
könnten und dass bei einer ad-hoc- 
Rettungsaktion erneut versäumt 
wird, die Gläubiger angemessen an 
den Kosten zu beteiligen, weil nicht 
rechtzeitig über eine geordnete Insol-
venz nachgedacht wurde. Die Jury 

schlägt daher vor, den Komplex 
Griechenland (sowie weiterer Kandi-
daten für einen Staatsbankrott) künf-
tig in einem eigenen Tribunal zu un-
tersuchen.

Angriffe auf das Demokratie- 
und Rechtstaatsprinzip
„Wenn man so will, haben die Finanz-
märkte quasi als „fünfte Gewalt“ ne-
ben den Medien eine wichtige Wäch-
terrolle übernommen. Wenn die Poli-
tik im 21. Jahrhundert in diesem Sinn 
im Schlepptau der Finanzmärkte stün-
de, würde dies vielleicht so schlecht 
nicht.“ Rolf –E. Breuer, ehemaliger 
Chef der Deutschen Bank, in: Die 
Zeit, 18.9.2000. Republik kommt von 
res publica = öffentliche Angelegen-

heit. Unsere Staatsform steht und fällt 
also mit Öffentlichkeit und Transpa-
renz. Tatsache ist aber, dass im Zu-
sammenhang der Bankenkrise licht-
scheue Aktivitäten in einem außerge-
wöhnlichen Ausmaß dingfest zu ma-
chen sind, wobei die angestrengten 
Versuche der Geheimhaltung ein si-
cheres Indiz für vorsätzliche Angriffe 
auf das Demokratieprinzips sind. Zur 
wachsenden Macht der Finanzmärkte 
gehört, dass zunehmend Externe an 
den Gesetzesvorhaben mitarbeiten, 
die eine auffallende Nähe zu Parteien 
mit Partikularinteressen haben. Allein 
im Jahr 2009 wurden 16 Gesetze ver-
kündet, an denen Externe mitgewirkt 
haben. Im Zeitraum von 1990 bis 1999 
war es gerade mal ein Gesetz. 

Nach Überzeugung der Jury ist 
nicht die Frage, wo Sachverstand auf-
hört oder Korruption beginnt, son-
dern es ist schlicht festzustellen, dass 
gegen das Demokratie- und Recht-
staatsprinzip in gravierender Weise 
verstoßen wurde und offenbar weiter 
wird. Gern wird das Argument vor-
gebracht, wegen der Komplexität der 
Gesetzgebungsfragen sei externer 
Sachverstand nötig. Doch diese Be-
gründung beweist nur: Wenn selbst 
die Fachbeamten ihre Gesetze nicht 
mehr verstehen, sind sie für Bürger 
und Abgeordnete erst recht nicht 
mehr zu begreifen. Dann ist aber die 
„res publica“ am Ende.

Nach Überzeugung der Jury sind 
auch die Verfl echtungen von Amtsträ-
gern- auch von solchen „aD.“ -mit der 
Finanzwirtschaft („Drehtüreffekt“) 
geeignet, das Vertrauen der Bürger in 
die Integrität der Exekutive zu unter-
graben, weil es ihre dienstlich erwor-
benen Kenntnisse, Erfahrungen und 
Beziehungen sind, welche hier Pri-
vaten nutzbar gemacht werden.

Die Intransparenz bei dem 
Bankungsrettungsfonds Soffi n ist aus 
der Sicht der Jury verfassungswidrig. 
Die Abgeordneten eines Parlaments 
haben ein umfassendes Kontroll-
recht, insbesondere soweit sie das 
parlamentarische „Königsrecht“ der 
Haushaltshoheit betreffen. Dazu ge-
hört auch ihr Recht zu erfahren, wer 
die Gläubiger sind, die von den Ret-
tungsmilliarden profi tieren. Nach 
zahlreichen Entscheidungen des 
Bundesverfassungsgerichts kann es 
Zweifel daran nicht mehr geben, dass 
jegliche Vorenthaltung vom Bundes-
tag für wesentlich gehaltener Infor-
mationen als verfassungswidrig anzu-
sehen ist (vgl. z.B. BVerfG v. 
17.0701984 2 BvE 1/83 „Flick- Aus-
schuss“; v. 14.1. 86- 2 BvE 14/83 
„Geheimdienste“). Die Jury fordert 
die Mitglieder und Fraktionen des 
Bundestags deshalb auf, diesen Be-
schränkungen ihrer verfassungsmä-
ßigen Rechte mit allen – insbesondere 
auch verfassungsgerichtlichen - Mit-
teln in aller Entschiedenheit entgegen 
zu treten. 

Die Asymmetrien bei Partei-
spenden durch Teile der Finanzindu-
strie gibt der Jury Veranlassung, den 
Bundestag aufzufordern, dass Partei-
spendenrecht von Grund auf zu re-
formieren.

Gänzlich unvereinbar mit demo-
kratischen Grundsätzen erscheint der 
Jury, dass selbst von Regierungsseite 
mancher Finanzakteur „too big to 
fail“ angesehen wird. Wenn dies zu-
trifft, konstatiert dies einen unerträg-
lichen Zustand staatlicher Ohnmacht, 
der mit dem Demokratieprinzip un-
vereinbar ist. Daraus folgt der zwin-
gende Beweis für die Notwendigkeit 
der Zerschlagung solcher Institute.

Die Jury ist schließlich der Auf-
fassung, dass das EU-Recht mit sei-
nen bekannten Demokratiedefi ziten 
gerade für die Finanzmärkte umfas-
sender Revision bedarf.

Die Polarisierung zwischen 
Arm und Reich
Die Schere zwischen Arm und Reich 
geht immer weiter auseinander. Die-
ser Prozess ist sowohl innerhalb der 
deutschen Gesellschaft wie auch 
weltweit zu beobachten und kann als 
eine der wesentlichen Ursachen der 
Finanzkrise gelten.

Die Finanz- und Wirtschaftskrise 
hat im globalen Süden die bereits vor-
her wirksamen externen Gefähr-
dungen verschärft. Ebenso wie mit 
der Klimakrise, der Ernährungskrise 
und der Energiekrise werden damit 
Milliarden Menschen in existentielle 
Bedrängnis gestürzt, die keine Verant-
wortung dafür tragen. Die externen 
Finanzströme und Geldüberwei-
sungen von Migranten brachen ein, 
die Rohstofferlöse gingen um mehr als 
20 Prozent zurück, der Handel 
schrumpfte dramatisch (in Afrika zum 
Beispiel um rund 17 Prozent). Millio-
nen Menschen stürzen in extreme Ar-
mut, die Zahl der Hungernden hat die 
Milliardengrenze überschritten, die 
Kindersterblichkeit steigt. 

Das internationale Krisenma-
nagement, das die Bundesregierung 
maßgeblich mitgestaltet, hat völlig 
unangemessen reagiert. Von den welt-
weiten Rettungspaketen sind lediglich 
etwa 5 Prozent für die Krisenbewälti-

gung des globalen Südens vorgesehen. 
Deutschland selbst hat von den beiden 
Konjunkturpaketen I und II im Ge-
samtumfang von 82 Mrd. Euro nur 
den Bruchteil von etwa 100 Millionen 
Euro für die Krisenfolgen der Ent-
wicklungsländer vorgesehen. Zudem 
dienen diese lediglich der Zinssubven-
tionierung eines Darlehens von bis zu 
500 Millionen Euro, das die KFW 
Entwicklungsbank der Weltbank zur 
Verfügung stellt – mit dem kosme-
tischen Nebeneffekt, dass die Bundes-
regierung den Gesamtumfang von 500 
Mio. Euro als „Entwicklungshilfe“ 
(ODA) anrechnen lassen kann.

Schwerwiegend ist, dass die Bun-
desregierung nach eigenen Aussagen 
auf Grund der Krisenfolgen noch 
nicht einmal ihre internationale Ver-
pfl ichtung zum Beitrag von 0,51 Pro-
zent des Bruttonationaleinkommens 
(BNE) für die öffentliche Entwick-
lungsfi nanzierung 2010 erfüllen wird.

Die Politik der Bundesregierung 
hat dazu beigetragen, die Krisenanfäl-
ligkeit der Länder des Südens zu er-
höhen. Sie betrieb eine Liberalisierung 
und Deregulierung der Wirtschafts- 
und Finanzsysteme auch gegenüber 
ökonomisch benachteiligten Ländern 
und unterließ zugleich effektive Maß-
nahmen gegen Steueroasen und Schat-
tenfi nanzzentren. Damit beförderte 
sie eine Kapitalfl ucht und Steuerver-
meidung im globalen Süden, deren 

Größenordnung die öffentliche Ent-
wicklungshilfe in diesen Ländern 
schätzungsweise um das Zehnfache 
übersteigt. Die Bundesregierung hat 
es unterlassen, die Spekulation mit 
Agrarrohstoffen an den Börsen durch 
effektive Regulierung zu verhindern. 
Sie behindert gemeinsam mit anderen 
Industriestaaten, dass die Länder des 
Südens in den globalen Wirtschafts- 
und Finanzinstitutionen angemessen 
vertreten sind. Zwar hat die Kanzlerin 
im Dezember 2008 eingeräumt, dass 
die Einrichtung eines Weltwirtschafts-
rates unter dem Dach der Vereinten 
Nationen erforderlich sei. Doch die-
sem Bekenntnis folgten keine Taten.

Schlussfolgerungen und 
Forderungen
Geld ist ein öffentliches Gut und 
Geldschöpfung eine öffentliche Auf-
gabe. So weit private Banken diese 
Aufgabe übernehmen, handeln sie in 
öffentlicher Verantwortung. Es darf 
keine wirtschaftliche Freiheit ohne 
Verantwortung geben. Daraus folgt 
für die Regulierung der Finanzmärkte:
1. Die Finanzwirtschaft hat der Real-

wirtschaft zu dienen. Es sind daher 
alle Finanzprodukte zu verbieten, 
die keinen zwingenden Nutzen für 
die Kreditversorgung von Unter-
nehmen und Privatpersonen haben. 

Dies gilt etwa für ungedeckte Leer-
verkäufe oder komplexe Kreditver-
briefungen.

2. Es darf kein Finanzunternehmen 
oder Finanzgeschäft oder Finanz-
platz außerhalb der öffentlichen 
Aufsicht und Kontrolle verbleiben. 
Dies bedeutet auch ein Verbot von 
Zweckgesellschaften.

3. Die Finanzwirtschaft ist grotesk 
überdimensioniert. Viele Banken 
haben gar keinen erkennbaren Ge-
schäftszweck (IKB, Landesbanken) 
oder fl üchteten in die Spekulation 
und den Eigenhandel, weil mit dem 
klassischen Bankgeschäft kaum Ge-
winn zu machen war. Der Finanz-
sektor muss schrumpfen und Eigen-
handel verboten werden.

 Letztlich bedeutet dies: Die Privat-
banken entwickeln ein Profi l, wie 
die Sparkassen es schon haben. Sie 
dienen der Realwirtschaft.

4. Es darf keine „systemrelevanten“ 
Banken mehr geben, die bei Schief-
lage mit Steuermitteln gerettet wer-
den müssen, um eine „Kernschmel-
ze“ des Finanzsystems zu verhin-
dern. Die Größe der Banken ist also 
zu reduzieren (evtl. durch Zerschla-
gung). Das bedeutet auch: Es wer-
den keine Fusionen von Banken 
mehr zugelassen.

5. Die Risikovorsorge bei den Ban-
ken muss deutlich verstärkt wer-
den und das hinterlegte Eigenkapi-
tal steigen. Zudem sollten die Ei-
genkapitalanforderungen mit der 
Größe der Bank zunehmen, um 
gefährliche Konzentrationspro-
zesse zu bestrafen.

6. Es kann nicht sein, dass Rating-
Agenturen von ihren Auftraggebern 
bezahlt werden. Hier ist dem Vor-
schlag des Zeugen Sven Giegold zu 
folgen, dass die Investoren für die 
Ratings aufkommen müssen.

Kosten der Finanzkrise
Bisher sind die Gläubiger der Banken 
nicht an den Rettungskosten beteiligt 
worden, obwohl sie die Profi teure der 
Milliardenpakete sind. Dies muss über 
eine gezielte Steuerpolitik korrigiert 
werden. Begründung: Das Vermögen 
in Deutschland ist sehr ungleich ver-
teilt. Das reichste Prozent der Bevöl-
kerung besitzt bereits 23 Prozent des 
Volksvermögens. Das reichste Zehntel 
vereinigt schon 61 Prozent auf sich. 
Umgekehrt gehört den unteren 70 
Prozent nur ganze 9 Prozent des Ge-
samtvermögens. Man kann also zu-
sammenfassen: Von den Bankenret-
tungspaketen haben nur die reichsten 
30 Prozent der Bundesbürger profi -
tiert.

Demokratiedefi zite
1. Bei Rettungsmaßnahmen müssen 

die Gläubiger der Banken offen 
gelegt werden. Auch muss es eine 
Berichtspfl icht gegenüber dem Par-
lament geben

2. Wie in den USA ist ein öffentliches 
Lobbyregister einzuführen, das die 
Zahl der Mitarbeiter und vor allem 
die Finanzkraft der Lobbyorganisa-
tionen aufl istet.

3. NGOs und Gewerkschaften sind 
sehr viel stärker an den Beratergre-
mien für die Regierungen zu beteili-
gen.

4. Um die strukturelle Asymmetrie 
zwischen der Finanzkraft der Ban-
ken und der NGOs auszugleichen, 
sind zivilgesellschaftliche Organisa-
tionen staatlich zu subventionieren, 
damit sie ihr Lobbying betreiben 
können.

5. Beim Wechsel von staatlichen Posi-
tionen in die freie Wirtschaft – oder 
umgekehrt – sind Karenzzeiten zu 
beachten.

Sozialpolitische Forderungen
Wie die Anklage überzeugend darle-
gen konnte, hat die ungerechte Vertei-
lung von Vermögen und Einkommen 
ganz wesentlich die Finanzkrise be-
fördert. Deswegen benötigen wir in 
der Sozialpolitik eine universale Bür-
gerversicherung, die alle Einwohner 
und Einkommen nach Leistungsfähig-
keit einbezieht. Gleichzeitig ist eine 
gerechte Steuerpolitik und ein Min-
destlohn zu fordern.

Internationale Forderungen:
1. Die Bundesregierung muss ihre 

Verpfl ichtung erfüllen, ihre Ent-
wicklungszusammenarbeit zu erhö-
hen (0,7 Prozent des BNE 2015)

2. Keine Termingeschäfte für Agrar-
rohstoffe

3. Steueroasen und Schattenfi nanz-
zentren müssen geschlossen werden

4. Die globale Finanz- und Wirt-
schaftspolitik darf nicht länger im 
exklusiven Kartell von G8 oder 
G20 ausgehandelt werden. 

5. Die Finanzakteure müssen für die 
Schäden im globalen Süden heran-
gezogen werden. Dafür ist eine Fi-
nanztransaktionssteuer von 0,5 Pro-
zent erforderlich.

 Friedhelm Hengsbach
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